
Anlage zur Magistratsvorlage Nr. /\\Ju /06

Hessisches Sparkassengesetz
in der Fassung vom 24.02.1991 ( GVBL. l S. 78); zuletzt geändert durch Art. 41 Ers-
tes Verwaltungsstrukturreformgesetz vom 20.06.2002 (GVBL. l S. 342)

§ 5 c Wählbarkeit als Verwaltungsratsmitglied

(1) Als Mitglieder des Verwaltungsrates dürfen nicht gewählt werden:

1. Bedienstete des Trägers - ausgenommen Wahlbeamte -, der Finanzverwaltung,
der Deutschen Bundespost POSTBANK sowie kreditwirtschaftlicher Verbände;

2. Personen, die Unternehmer, persönlich haftende Gesellschafter, Kommanditisten,
Aufsichtsrats-oder Verwaltungsratsmitglieder, Leiter, Beamte oder Angestellte
von Kreditinstituten und anderen Unternehmungen sind, die im Wettbewerb mit
der Sparkasse Einlagen annehmen oder gewerbsmäßig Kreditgeschäfte betrei-
ben oder vermitteln. Der Verwaltungsrat kann Ausnahmen zulassen, wenn es sich
um öffentlich-rechtliche oder um unter beherrschendem Einfluß der öffentlichen
Hand stehende privatrechtliche Kreditinstitute handelt. Satz 1 und 2 gelten hin-
sichtlich Versicherungen entsprechend;

3. hauptamtliche Beamte, Angestellte und Arbeiter der Sparkasse; diese Beschrän-
kung gilt nicht für Bedienstete der Sparkasse, die dem Verwaltungsrat nach § 5 a
Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. 3 angehören;

4. Personen,
a) die wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens, das gegen fremdes Ver-

mögen gerichtet ist, verurteilt worden sind;
b) gegen die wegen eines der in Buchst, a bezeichneten Vergehen nach § 153 a

Strafprozessordnung von der Erhebung der öffentlichen Klage vorläufig abge-
sehen worden ist oder

c) gegen die wegen einer der in Buchst, a bezeichneten Straftaten die öffentliche
Klage erhoben worden ist oder

d) die als Schuldner in ein Konkursverfahren, Vergleichsverfahren oder Verfahren
zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung nach § 807 der Zivilprozessord-
nung oder § 284 der Abgabenordnung in den letzten zehn Jahren verwickelt
waren oder sind;

5. Personen, die untereinander, mit dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates oder
mit einem Mitglied des Vorstandes bis zum dritten Grade verwandt, bis zum zwei-
ten Grade verschwägert, verheiratet oder durch Adoption verbunden sind.
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(2) Tritt ein Hinderungsgrund nach Abs. 1 Nr. 1 bis 4 ein oder entfällt eine der
Wählbarkeitsvoraussetzungen nach § 5 b Abs. 1 Satz 1, so endet die Mitglied-
schaft. Tritt ein Hinderungsgrund nach Abs. 1 Nr. 5 ein, so endet

1. wenn einer der Beteiligten der Vorsitzende des Verwaltungsrates oder ein
Mitglied des Vorstandes ist, die Mitgliedschaft des anderen Beteiligten,

2. in den übrigen Fällen die Mitgliedschaft des an Lebensjahren jüngeren Be-
teiligten, wenn eine Einigung nicht zustande kommt.


